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Es gilt das gesprochene Wort. 

Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister Hebich, 

sehr geehrter Herr Bürgermeister Knöppel, 

sehr geehrter Herr Beigeordneter Leidig, 

werte Mitarbeiter der Stadtverwaltung und werte Ratskollegen, 

sehr geehrte Zuschauer und Vertreter der Presse, 

eigentlich wollte ich auf die vorangegangen Reden nicht eingehen, so hatte ich mir das 

zumindest vorgenommen. Doch jetzt fühle ich mich dazu bemüßigt. 

Sehr geehrter Herr Baldauf, 

glauben Sie denn tatsächlich, dass wir mit dem von Ihnen geforderten Stop des Baus von 

Unterkünften das Land dazu bringen, uns keine Asylbewerber zu übermitteln? 

Wohin mit den Menschen, wenn Sie dem Bau weiterer Unterkünfte Ihre Verweigerung 

aussprechen? 

Sie sagen: Nicht in Turnhallen! Aber wohin? Was schlagen Sie konkret vor? Hier vor Ort 

müssen die Probleme gelöst werden. 

Was haben Sie denn bisher auf Landesebene erreicht? 

Gleichzeitig fordern Sie weitere Sanierungsprojekte, häufigere Sitzungen des 

Jugendhilfeausschusses… Auch hierfür wird Personal benötigt. 

Der Meyer soll´s dann richten! 

Nur zur Erinnerung – Diese Haltung wird vor allem Ihren Parteikollegen Herrn BGM Knöppel 

und seinen Bereich Gebäude und Grundstücke treffen. 

Liebe Frau Höppner, 

Ihre Sparvorschläge in allen Ehren. 

Die Erhöhungen der Steuersätze soll 1,8 Mio € in den städtischen Haushalt spülen. Die 

Streichung von 2 E9 Stellen, geschätzte Kosten von 150.000€ sollen zu einer Reduzierung der 

Hebesätze führen. Das erschließt sich mir nicht. Die Auswirkung wird sehr marginal ausfallen. 

Auch hier: Der Meyer soll´s richten. Personal bekommt er dafür nicht. 



 

Werter Herr Dr. Bruder, 

 

Sie haben mich ja leben lassen. Und Sie werden sich wundern. Es gibt mehr Schnittmengen 

zwischen uns als es Ihnen vielleicht lieb ist. 

Bürgerbeteiligung ist Ihr Lieblings-Konfrontationsthema. Lassen Sie uns doch erst einmal 

damit beginnen. Bürgerbeteiligung soll nicht nur im Rahmen von Bebauungsplanverfahren 

stattfinden und den dann von Ihnen beschworenen Widerstand hervorrufen. 

Die Ansätze können hier ganz niedrigschwellig zu sein. 

 

Das Pflichtenheft, in das sowohl die Bundes- wie  auch die Landesregierung regelmäßig neue 

Aufgaben schreibt, ist gut gefüllt, von mangelnder Auftragslage kann an dieser Stelle nicht 

gesprochen werden.  Fragen der Umsetzbarkeit und Finanzierbarkeit  werden dabei gerne 

bewusst ausgeklammert. Wie meine Vorredner stimme ich hier mit in das Lied vom Einhalten 

des Konnexitätsprinzips ein. Die Fülle neuer Aufgaben und rechtlicher Ansprüche vor allem 

im Bereich Kita, Schule und Digitalisierung aber auch und insbesondere die Bewältigung der 

Flüchtlingskrise, stellen die Verwaltung und den Rat vor größte Herausforderungen und 

immer schwerere Entscheidungsfindungen. 

Im Ergebnis liegen wir nach zähen Beratungen bei einem Defizit von ca. 5,9 Mio €. 

Gestartet war man mit rund -14 Mio €. Hinzu kam eine negative Veränderung der 

Schlüsselzuweisungen. Es fehlten weitere 4 Millionen im städtischen Haushalt 2024. Im 

Gegenzug gab es eine positive Veränderung bei der Kostenerstattung für die 

Flüchtlingsunterbringung in Höhe von ca. 3 Millionen €. Das ist ein Tropfen auf den heißen 

Stein und weit entfernt von einer Vollkostenerstattung. Die finanzielle Hauptlast liegt 

weiterhin bei den Kommunen. 

Zusammenfassend wurde das Defizit um weitere 9 Millionen € durch verschiedene 

Maßnahmen verringert. 

Projekte wurden verschoben. 

Nun liegt er vor – der Haushaltsplanentwurf 2024. 

Die Vorberatungen zum Haushalt 2024 waren schwierig, sicher aufreibend und von vielen 

Unwägbarkeiten sowie kurzfristigen Änderungen der Rahmenbedingungen geprägt. Dennoch 

ist es den Abteilungen und den Mitarbeitern des Bereichs Finanzen gelungen, die Planung 

abzuschließen und das ursprüngliche vorgesehene Defizit deutlich zu verringen. Dafür 

möchte ich an dieser Stelle allen Beteiligten herzlich danken. 

Mangelnde finanzielle Ausstattung, Sanierungsstau, Fachkräftemangel, Mobilitätswende, 

Wärmewende, Flüchtlingskrise – um nur einige Schlagworte zu nennen, die unsere 

Herausforderungen und künftigen Aufgaben beschreiben und begründen. 



Andere Projekte gestrichen. 

Grundsteuer, Hundesteuer und Vergnügungssteuer sollen angehoben werden. 

Verkäufe von Grundstücken werden forciert. 

 

Weniger „Umsetzen“, den Gürtel enger schnallen und dann noch den Bürger zur Kasse 

bitten. 

So sind die Vorgaben von Seiten der ADD, sofern wir als Stadt eine Genehmigung unseres 

Haushaltes erlangen möchten und im 1. Halbjahr 2024 nicht in die Handlungsunfähigkeit 

abrutschen wollen. 

Der Verlustausgleich unserer Stadtklinik von mehr als 5 Millionen € ist dabei eine immense 

Belastung für unseren Haushalt und entspricht in etwa dem jetzt kalkulierten Defizit im 

städtischen Haushalt.  

Landesweit befinden sich Kliniken in einer finanziellen Schieflage. Die Ursachen hierfür sind 

vielschichtig. Die Nachwirkungen der Corona-Pandemie und tiefgreifende Veränderungen bei 

der Krankenhausfinanzierung treiben nicht wenige Kliniken an den Rande der 

Wirtschaftlichkeit und stellen viele Häuser vor existentielle Fragen. Mit den Änderungen bei 

der Sozialversicherungspflicht für sog. Poolärzte und den damit einhergehenden 

Schließungen von ärztlichen Bereitschaftspraxen wurde den Kliniken gerade wieder eine 

weitere Aufgabe zugeschoben. 

Wie sollen ohnehin finanzschwache Kommunen wie Frankenthal diese finanzielle Zusatzlast 

dauerhaft stemmen? Unsere Stadtklinik ist ein Haus der Grund- und Regelversorgung, nicht 

nur für Frankenthal, auch für viele umliegende Gemeinden aus dem Rheinpfalz-Kreis. Wir 

fühlen uns den Bürgern und Bürgerinnen verpflichtet, vor allem vor dem Hintergrund des 

demografischen Wandels und einer alternden Gesellschaft. Wir benötigen dringend diese 

wohnortnahe Versorgung und stehen zu unserer Stadtklinik. Doch das wird dauerhaft nur 

mit besserer Unterstützung des Landes- und des Bundes gelingen. Mit Fördergeldern in Höhe 

von ca. 30 Millionen € unterstützt das Land Rheinland-Pfalz bereits die Erweiterung unserer 

Stadtklinik, die mit großen Schritten voranschreitet. Ein starkes Bekenntnis zum Standort 

Frankenthal. Damit diese Unterstützung eine nachhaltige ist, bedarf es dauerhafter 

finanzieller Unterstützung, einer Änderung der Finanzierungsstruktur oder aber auch einer 

Entbürokratisierung. 

 

Schauen wir uns nun den Investivhaushalt an. Es fallen 2 gewichtige Punkte ins Auge. Die 

Zahl der Maßnahmen schrumpft aufgrund des immer kleiner werdenden finanziellen 

Spielraums. Doch ein noch drängenderes Problem fällt beim Lesen einiger Projektblätter – 

gerade im Bereich 25 Gebäude und Grundstücke im Bereich von Ihnen Herr Bürgermeister 

Knöppel und im Bereich 61 von Ihnen Herr Oberbürgermeister Hebich - auf: Mehrfach lese 

ich „… hat sich aufgrund von Vakanzen verzögert.“ Andererseits finden viele neue Projekte – 

die wir natürlich im Grundsatz absolut mittragen – Einzug in den neuen Haushalt. Ist das 

realistisch? 



Krankheitsbedingte Abwesenheiten, hohe Fluktuation bei den Mitarbeitenden, in den 

vergangenen Jahren schleppende Wiederbesetzungsverfahren, aber vor allem der eklatante 

Fachkräftemangel in vielen Fachbereichen, besonders auch im Bereich der Bau- und 

Elektroingenieure und Architekten, bringen viele Bau- und Infrastrukturprojekte ins Stocken 

wenn nicht gar zum Erliegen.  

Mit schwerwiegenden Folgen. Leuchtturmprojekte wie der Bahnhofsvorplatz oder die 

Sanierung des Erkenbertmuseums haben entgegen den Ursprungsplanungen noch nicht 

begonnen, Fördermittel müssen verspätet abgerufen werden bzw. in Folgejahre geschoben 

werden, Baugenehmigungsverfahren dauern zu lange, Investoren springen ab, die 

Zulassungsstelle ist zu häufig geschlossen, Straßen werden seit Jahren schon nicht mehr 

umfänglich saniert, nur notdürftig ausgebessert und Brücken bleiben über längere Zeit 

gesperrt, Schulräume können nicht genutzt werden, Kitas werden nicht im Zeitplan gebaut, 

unsere Bushaltestellen und Radwegmarkierungen sind in desolatem Zustand, für unsere 

Parkscheinautomaten gibt es keine Ersatzteile mehr. 

Die gesellschaftlichen Folgen spüren wir alle täglich, der dadurch verursachte finanzielle 

Schaden lässt sich nur schwer beziffern. 

Es zeigt sich daher: Wir müssen dringend und mit höchster Priorität unsere Verwaltung zu 

einem attraktiveren und funktionsfähigen Dienstleistungsbetrieb mit einem guten Arbeits- 

und Betriebsklima entwickeln, der auf seine Mitarbeitenden achtet, ihnen vertraut und ihre 

Potentiale ausschöpft. Durchdachte Personalgewinnung und Personalbindung, sinnvolle 

Fortbildungen und vor allem Wertschätzung- das ist der Schlüssel für eine moderne und 

lösungsorientierte Verwaltung, in der wieder gern gearbeitet werden soll. Als Stadt 

Frankenthal hinken wir hier der Konkurrenz hinterher, und damit meine ich nicht nur auf der 

anderen Seite des Rheins, sondern auch im näheren Umfeld. 

Wir haben uns deshalb bereits im Oktober 2022 dafür eingesetzt, das im Haushalt 2023 

Mittel für eine Mitarbeiterbefragung eingestellt werden. Diese finden wir nun im Haushalt 

2024. Oberstes Ziel der Befragung sollten daraus abgeleitete Maßnahmen und 

Handlungsfelder sein, die langfristig und nachhaltig die Zufriedenheit der Mitarbeiter und 

somit auch ihre Leistungsfähigkeit stärken. 

Im Haupt- und Finanzausschuss in der vergangenen Woche haben wir als FWG uns dafür 

stark gemacht, dass das Budget für Recruiting und Ausbildungsmessen von 10.000€ nach 

einiger Diskussion nun auf 50.000€ im Haushalt hochgesetzt wurde. Danke an die anderen 

Fraktionen für die Zustimmung zu diesem Kompromiss. Es ist allerdings nach wie vor ein 

Tropfen auf den heißen Stein. Ohne kräftige Investitionen in diesen Bereich, z.B. auch in das 

Thema betriebliches Gesundheitsmanagement und mobiles Arbeiten mit Laptops und 

Dockingstationen, werden sich die Rahmenbedingungen, die uns seit Jahren bremsen, nicht 

besser! Im Gegenteil, die Nachwuchskräfte werden sich den Arbeitgeber aussuchen, der 

diese Wege geht! 

Denn wie wollen wir ohne geeignete Köpfe die drängenden Probleme unserer Zeit und 

unserer Stadt lösen? 



Zudem stehen eine Reihe von ZukunFTsthemen an, für die wir eigentlich die besten und 

klügsten Köpfe in Frankenthal brauchen: 

Ein Umbau hin zu mehr Klimaresilienz, Wohnungsbau vorantreiben, 

Gewerbeflächenentwicklung forcieren (Wir brauchen dringend die Erweiterung des 

Gewerbegebietes am Römig!), die Attraktivierung der Innenstand vorantreiben, der Ausbau 

der Ganztagsbetreuung im Grundschulbereich sowie der weitere Aus- und Umbau der 

Kindertagesstätten zur Erfüllung der Standards aus dem Kita- Zukunftsgesetz und vieles mehr. 

All das wird erhebliche personelle Ressourcen erfordern! Eine intensivere Bürgerbeteiligung  

und die Stärkung des Ehrenamtes, zwei tragende Säulen unserer Stadtgesellschaft, gilt es 

aufzubauen bzw. dauerhaft zu begleiten. 

Bei all den Aufgaben heißt es anpacken und machen. In der Vergangenheit wurde viel zu viel 

Zeit und Geld in Gutachten und Prüfungen gesteckt. Auch im aktuellen Haushaltsplan finden 

sich wieder einige Positionen, die uns ins Staunen bringen. 

• Prüfung Photovoltaikanlagen auf städtischen Gebäuden 50.000€ 

• Machbarkeitsstudie Friedrich-Ebert -Schule 70.000€ 

• Machbarkeitsstudie Feuerwehrgerätehaus Mörsch 25.000€ 

• Wirtschaftlichkeitsuntersuchung + Variantenuntersuchung Friedrich-Schiller-

Realschule Plus 90.000€ 

In Summe 285.000€ bei Produkt 1141 Zentrales Grundstücks- und Gebäudemanagement. 

Hier gilt es kritisch zu hinterfragen, ob Studien und Prüfungen in diesem Umfang tatsächlich 

notwendig sind. Sie kosten nicht nur Geld, nein - sie verzögern Projekte. Eigeninitiative gilt es 

zu fördern, Mitarbeiter sollen befähigt und bestärkt werden, Projekte selbst in die Hand zu 

nehmen. Wir sind der festen Überzeugung, dass dies machbar ist und wir so Projekte zügiger 

in die Umsetzung und zum Abschluss bringen. Vertrauen in die Fähigkeit der eigenen 

Mitarbeiter bildet dabei die Basis. 

 

Wir haben in unserer Fraktion intensiv diskutiert und lange mit uns gerungen. 

Schlussendlich werden wir dem Haushaltsplanentwurf 2024 zähneknirschend zustimmen, 

um die Handlungsfähigkeit unserer Stadtverwaltung zu erhalten. 

 

Wir fragen uns dabei aber, ob die - auch unserer Sicht wünschenswerten - im Haushalt 

eingestellten Projekte, vor dem Hintergrund der personellen Situation und weiterer 

struktureller Rahmenbedingungen tatsächlich realistisch umsetzbar sind. Gerade im Bereich 

Gebäude und Grundstücke gibt es noch eine Reihe nicht umgesetzter Maßnahmen aus den 

vergangenen Jahren. Wir werden das kritisch begleiten und Sachstände erfragen. Denn wir 

sind unseren Bürgern gegenüber verpflichtet, die im Haushalt vorgesehenen schmerzlichen 

Steuererhöhungen transparent darzustellen und zu begründen.   



Die Bewältigung der Flüchtlingskrise und der damit zwingend notwendig verbundene 

Ausbau von Unterbringungsmöglichkeiten wird im Bereich Gebäude und Grundstücke 

erhebliche Ressourcen binden und andere Projekte hinten anstellen. Versäumnisse der 

vergangenen Jahre und die schleppende Umsetzung in den vergangenen Monaten holen uns 

jetzt ein und auf den Boden der Tatsachen. 

  

Mit unserer Zustimmung zum Haushaltsplanentwurf geben wir unserer Verwaltung einen 

Vertrauensvorschuss. Dem liegt die Annahme zu Grunde, das sämtliche Projekte und deren 

Umsetzung kritisch geprüft wurden. 

Auch wenn wir uns alle wünschen, dass wie von anderen Fraktionen beantragt, z.B. 

Sporthallen und -plätze schneller saniert und ertüchtigt werden, der TUS Flomersheim z.B. 

einen dauerhaft bespielbaren Kunstrasenplatz schnellstmöglich erhalten sollte,  müssen wir 

uns dabei zunächst immer die Frage der realistischen Machbarkeit stellen.  

 

Und hier schließt sich der Kreis zu unseren eingangs erwähnten Forderungen, die 

Anstrengungen in den Bereichen Personalgewinnung, Mitarbeiterbindung und 

Attraktivitätssteigerung der Arbeitgebermarke Frankenthal zu intensivieren. 

Denn ohne geeignetes Personal werden wir diese vielfältigen Herausforderungen nicht 

stemmen können. Diese Themen müssen absolut in den Fokus gerückt werden. 

 

Mehr als 150 unbesetzte Stellen und eine hohe Fluktuation führen einerseits dazu, dass 

beispielsweise bei der Zulassungsstelle Öffnungszeiten eingeschränkt werden oder 

Jugendtreffs am Nachmittag nicht besetzt sind. Anderseits entstehen dadurch auch immense 

Einnahmeausfälle wie im Bereich der Bußgeldstelle,  wo Gelder aufgrund mangelnder 

Sachbearbeiter nicht eingetrieben werden können. Diesen lähmenden Zustand spüren wir 

seit Jahren. 

Bitte bedenken Sie, werte Ratskollegen, wenn wir heute keine gemeinsame Lösung finden 

und Sie dem Haushalt nicht zustimmen, gefährden wir die Vereine, die von freiwilligen 

Leistungen profitieren, aber auch die Durchführung von geliebten Festen und 

Veranstaltungen. 

 

 

******************** 

 

 

Und nun wünschen ich Ihnen, liebe Mitarbeiter der Verwaltung und aus den städtischen 

Eigenbetrieben, den Herren aus dem Stadtvorstand, den Ratskollegen, den Pressevertretern 



und allen Zuhörern einige ruhige Tage an Weihnachten und zum Jahreswechsel. Sammeln Sie 

die Kraft, die uns gut ins neue Jahr starten lässt. 

 

Ihnen, sehr geehrter Herr Oberbürgermeister Hebich, wünsche ich nach unserer heutigen 

vorletzten gemeinsamen Stadtratssitzung alles Gute für Ihren weiteren Lebensweg. 

Kräftezehrende 8 Jahre liegen hinter Ihnen mit Herausforderungen wie der Flüchtlingskrise, 

der Coronapandemie und der Energiekrise. Auch wenn wir nicht immer eine Meinung waren 

und manche Themen doch heftig diskutiert wurden, möchte ich an dieser Stelle Danke dafür 

sagen, dass Sie viele Jahre Ihres beruflichen Lebens in den Dienst der Stadt und der 

Allgemeinheit gestellt haben. 

 

Danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

 


